
§ 9 FVerfO.

Aus einer einstweiligen Anordnung, die eine Regelung 
bezüglich des gemeinsamen Eigentums und Vermögens 
der Ehegatten trifft (hier: Herausgabe eines Pkw), kann 
nur bis zum rechtskräftigen Abschluß des Eheschei­
dungsverfahrens oder, falls die Ehe durch Teilurteil ge­
schieden worden ist und über die mit der Ehesache ver­
bundene Vermögensteilung noch verhandelt und ent­
schieden werden muß, bis zur Beendigung dieses Ver­
fahrens vollstreckt werden.
BG Magdeburg, Beschluß vom 24. Juli 1973 — 5 BFR 
44/73.

Das Kreisgericht S. hat mit Beschluß vom 2. Juli 1973 
den Gerichtsvollzieher angewiesen, der Schuldnerin das 
Kraftfahrzeug der Parteien nebst Zündschlüssel und 
Fahrzeugpapieren wegzunehmen und seine Überführung 
zum bisherigen ehelichen Wohnsitz der Parteien in S. zu 
gewährleisten. Dem Beschluß lag die einstweilige An­
ordnung des Kreisgerichts S. vom 16. März 1973 zu­
grunde, mit der die Schuldnerin zur Übergabe des Pkw 
mit Zündschlüssel und Papieren an den Gläubiger ver­
pflichtet worden war.
Gegen diesen Beschluß hat die Schuldnerin sofortige 
Beschwerde eingelegt, die begründet ist.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat den besonderen Charakter der 
einstweiligen Anordnung in Familienrechtsverfahren 
gemäß § 9 FVerfO verkannt. Eine solche Anordnung 
kann die zu regelnden Angelegenheiten nur für die 
Dauer des Verfahrens verbindlich klären. Hieraus er­
gibt sich die zeitliche Begrenzung ihrer Wirksamkeit. 
Sie ist vorläufig vollstreckbar und bedarf zur Voll­
streckung keiner besonderen Vollstreckungsklausel (§ 36 
Abs. 2 FVerfO). Die mit ihr getroffene Regelung trägt 
vorläufigen Charakter und hat im allgemeinen nur 
Wirkung für die Dauer des Prozesses. Lediglich unter 
bestimmten Voraussetzungen, wie z. B. bei der Bei­
treibung rückständigen Unterhalts und Prozeßkosten­
vorschusses (vgl. L a t k a / B o r k m a n n ,  NJ 1970 
S. 205), kann die Vollstreckung auch nachträglich betrie­
ben werden.

Das trifft jedoch nicht für solche vorläufigen Regelun­
gen zu, die — wie im vorliegenden Fall — bestimmte 
Besitz- und Nutzungsrechte an Gegenständen des ge­
meinsamen Eigentums der Ehegatten zum Inhalt ha­
ben. Eine solche einstweilige Anordnung wird durch 
ein das Verfahren abschließendes rechtskräftiges Ur­
teil gegenstandslos, weil entweder im Urteil selbst 
über das gemeinschaftliche Eigentum und Vermögen 
mit entschieden wurde oder nach der Ehescheidung von 
den Ehegatten die Eigentums- und Vermögensausein­
andersetzung gemäß § 39 FGB in einem besonderen Ver­
fahren betrieben werden kann, mit der die Eigentums­
und Besitzverhältnisse an den gemeinsamen Gegen­
ständen endgültig — u. U. der Anordnung im Eheschei­
dungsverfahren entgegenstehend — geregelt werden. 
Deshalb ist die Vollstreckung aus derartigen einstweili­
gen Anordnungen nach Beendigung des Ehescheidungs­
verfahrens durch rechtskräftiges Urteil nicht mehr zu­
lässig.
Eine Ausnahme besteht nur dann, wenn die Ehe zwar 
mit Teilurteil geschieden worden ist, über die mit ihr 
gemäß § 18 Abs. 1 oder 2 FVerfO verbundenen An­
sprüche (Unterhalt, Vermögensteilung u. a.) aber noch 
weiter verhandelt und entschieden werden muß. In die­
sem Fall sind die solche Ansprüche betreffenden einst­
weiligen Anordnungen auch noch weiterhin bis zur 
rechtskräftigen Erledigung der Ansprüche durchsetzbar,

also auch vollstreckbar. Ein solcher Fall liegt hier je­
doch nicht vor.
Der Gerichtsvollzieher hat somit zu Recht nicht mehr 
die Vollstreckung aus der auf Grund des rechtskräfti­
gen Ehescheidungsurteils vom 24. April 1973, mit dem 
das Verfahren abgeschlossen worden war, gegenstands­
los gewordenen einstweiligen Anordnung betrieben! Da­
zu war er berechtigt, da die Ablehnung der weiteren 
Verfolgung der Vollstreckung nicht auf einer Nachprü­
fung der Berechtigung des in der einstweiligen Anord­
nung verkörperten Anspruchs beruhte, sondern mangels 
eines für die Vollstreckung zulässigen Titels erfolgte. 
Die Unzulässigkeit der Zwangsvollstreckung aus den 
einstweilen angeordneten Maßnahmen des Gerichts 
war von ihm von Amts wegen zu beachten.

Aus der auf die Dauer des Verfahrens beschränkten 
Wirksamkeit der einstweiligen Anordnung folgt auch, 
daß sie keiner besonderen Aufhebung bedarf. Ebenso 
erübrigt sich eine ausdrückliche Erklärung der Unzuläs­
sigkeit der Zwangsvollstreckung.

(Mitgeteilt von Otto Rätzel, Direktor des Kreisgerichts 
Staßfurt)

Arbeitsrecht

§§ 112 ff. GBA; § 43 Abs. 1 AGO.

1. Die Gewährleistung der Überzeugungskraft von Ent­
scheidungen über die materielle Verantwortlichkeit von 
Werktätigen, vor allem für die Einflußnahme auf den 
weiteren Schutz des sozialistischen Eigentums, erfor­
dert auch dann klare Feststellungen zum Vorliegen der 
in den §§ 112 ff. GBA festgelegten Voraussetzungen, 
wenn es mit der Bestätigung der vom Werktätigen er­
klärten Rücknahme der Klage bei einem ihn zum Scha­
denersatz verpflichtenden Beschluß der Konfliktkom­
mission verbleibt.
2. Ein Leiter ist für den Verlust von Werten, die der 
von ihm geleiteten Einrichtung übergeben wurden, 
materiell verantwortlich, sofern er für die von ihm mit 
der Aufbewahrung, Verwaltung und Kontrolle der Be­
stände beauftragten Mitarbeiter nicht die erforderli­
chen Voraussetzungen zur Erfüllung der damit ver­
bundenen Aufgaben geschaffen hat. Hierzu gehören 
vor allem die Bereitstellung geeigneter Räume und 
Behältnisse, die ordentliche Einweisung der Mitarbei­
ter und deren Kontrolle.

OG, Urteil vom 3. August 1973 — Za 11/73.

Der Kläger ist Direktor einer Schule, der zur vormilitä­
rischen Ausbildung der Schüler in staatlichem Eigentum 
stehende GST-Uniformen übergeben worden waren. Bei 
einer Inventur wurde festgestellt, daß komplette Uni­
formen und Uniformjacken mit einem Zeitwert von 
1 000 M fehlten. Wegen dieses Schadens wurde der Klä­
ger vom Verklagten, dem Rat des Kreises, vor der Kon­
fliktkommission materiell verantwortlich gemacht.
Die Konfliktkommission hat den Kläger verpflichtet, 
150 M Schadenersatz an den Verklagten zu zahlen. Hier­
gegen erhob der Kläger Klage (Einspruch), die er jedoch 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Kreisgericht 
zurückzog. Das Kreisgericht bestätigte die Klagerück­
nahme. Es führte dazu aus, der Kläger habe seine Auf- 
sichts- und Kon trollpflichten nicht voll wahrgenommen. 
In der Verhandlung habe er eingesehen, daß er Lei­
tungspflichten verletzt habe.
Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.
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